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Inh ht: 

Zur Frage: Was Ifl Gegenſtand von Verwaltungsgertdtäßarteit? 
(Schluß.) 

Mitlheilungen aus ber Praxle: 

Zur Frage des Thatbeftanbes der eigenmachtigeu Serbfthilfe, 

Der Oemelndevonſteher, der die Beingung von Hotz aus den Genieinbewathe unter 
Angerachtlaſſung der Ermittlung eineg Bringungäweges ($ 24 Ain. 2 Forſt⸗ 
Gel.) anorbnek, erſchefnt im Falle einer Uebertretung nach § 60 des Forſt; Gef. 
als Forſtfrevler. 

ueber die Zuläffigkeit polizeilicher Ausweſſung von Ausländern 
and ben Aferuelgiiden Staaten. 

ere 

Erledigungen. 


Zur Frage: Was iſt Gegenſtand von Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit? 
Schluß.) 


Unferer Anſicht nach hat demgemäß die von der Regierung im 
Einklange mit dem Geſeze erlaſſene Verordnung zwar für ie Stantös 
angehörigen die gleiche verbindliche Kraft wie das Geſetz; was jedoch 
die verordnende Regierung ſelbſt anbelangt, fo ſteht e gerade 
wie der Staat über dem pofttiven Geſetze, jo über der ihrer eigenen 
freien Erwägung entſprungenen Verordnung, ohne an dieſelbe, ſei es 
im Allgemeinen, fer es im einzelnen Falle, rechtlich gebunden zu fein. 

Allein wir gehen noch wetter, indem wir behaupten, daß die Re⸗ 
glerung zur Aenderung oder Nichtbegchtmig einer Verordnung, ſei es 
im Allgemeinen, ſei es bet ſich ergebender Anwendung im einzelnen 
Falle, unter Umſtänden ſogar verpflichtet fi. 

Die Träger der Regierung, wie überhaupt sämmtliche Inbaber 
der offentſichen Aemter üben die in ihren Händen befindliche Staats⸗ 
herrſchaft über die Staatsangehörigen uicht als ihr, d. k. dem Intereſſe 
rer eigenen Perſon dienendes Recht, ſondern lediglich als ein Recht 
des Staates und für dieſen aus. Dem Staate gegenüber erſcheint 
ſomit jede Amtshandlung der Regierung und ihrer Organe als die 
Bethätigung einer Pflicht. Die Regierung eines eynſtituttonelleut 
Staates ift darum auch für die geſammte Verwaltung der ihr anver⸗ 
trauten Staakaherrſchaft verantwortlich. Will man hiebei, wie man zu 
thun pflegt, zwiſchen einer juuviſtiſchen und einer polittſchen Veraut⸗ 
wortlichkeit unterſcheiden, ſo begreift jene die Frage, ob eine Haudlung 
der Regterung dem pofttiven Staatsgeſetze, dieſe aber, ob eine ſolche, 
wenn gleich keine Geſetzesverletzung, den Intereſſeu und Zwecken des 
Staates zuwider ſei oder nicht *). 


*) Im Grunde iſt dieſe Unterſcheldung nicht richtig; auch dle polltiſche tft 
eine jurätiiche Denn die Berfreker der Megierung ſind dem Staate gegenüber zu 
einer guten Verwaltung ſtaalsrechlllch verpflichtet. Die Behauptung einer 
Mißregierung enthält alſo mur die Behunpfung einer thaſſächlichen Verletzung 
biejer Rechtepflicht, die eben dem urthellenden Richter bewieſen werden muß. — 


Dit Zug aber kaun mau diejenige Rechenſchajt, welche die Regierung nicht vor 
mehrfach der Fall. 


Gericht, sondern vor den polekiſchen Korpern ablegt, eine politifche nennen. 


In beibeu Beziehungen kann wegen Verletzung dei Staates eine 
Miniſteranklage vor dem Staatsgerichtshofe erhoben werden. 

Wenn daher die Regierung, ohne ein Geſetz zu verletzen, eine 
Verordnung erlaſſen hat, von welcher fie überzeugt wird, daß dieſelbe 
im Allgemeinen oder durch unbeſchränkte Auwendung auf einen beſon⸗ 
deren Fall das Staatsintereſſe beſchädige, fo tft ſie ohne allen Zweifel 
gehalteu, eine ſolche Verordnung zurückzunehmen oder in der Anwen⸗ 
dung zu modifielren, will fie ſich anders nicht einer ſtaatsrechtlichen 
Verantwortung hierwegen auägefeist jeher, 

Dürfte hiernach der Bewers geführt fen, daß die Regierung ehre 
Verordnung, jet ed im Allgemeinen, fei es für den einzelnen Fall, 
nicht nur zurücknehmen oder ändern kanu, jonbern unter Umſtänden 
ſogar muß, fo erfeherut eben dieſe Art Nornı für ihre Handlungs- 
weiſe überhaupt nicht rechtlich bindend; alsdann kann fie auch weder 
dem Einzelnen einen Titel zu einer verwaltungsgerichtlichen Klage 
gegen die Verwaltung wegen Verletzung derſelben und ſeines dadurch 
angeblich rechtlich geſchutzten Jutereſſes, noch für den Verwaltungs- 
richter eine Norm abgeben, welche Im als Grundlage zur Beurthei⸗ 
lung eines vor ihm geltend gemachten Rechte eines Einzelnen gegen 
die Verwaltung zu dienen geeignet wäre. Ueber eine Verordnung zu 
richten, kann der Verwaltungsrichter wohl inſoferne in die Lage kom⸗ 
men, als ein Kläger behaupket, daß die Verordnung, anf deren Grund 
hin die Verwaltung eine Forderung gegen ihn erhebt, einem ausdrück⸗ 
lichen Geſetze widerſpreche und darum die Forderung ſelbſt eine rechte⸗ 
wibrige ſei; nach einer Verordnung aber zu richten, kann nicht Sache 
des Verwaltungsrichters fein, indem die Verorduung dem Stage ge⸗ 
genüber ja felbſt nur als eine Handlung der Verwaltung 8 

Allein noch haben wir bezüglich dieſer ganzen Bewelfthruug 
einem Emwande zu begegnen. 

Wenn man namlich auch zugibt, daß die verordnende Regierung 
oder deren verorduendes Organ felbft nicht an die Verordnung recht: 
lich gebunden tft, fo iſt doch gewiß, daß die untergeordneten Or⸗ 
gane der Verwaltung ſich hiernach ebenſo, wie die einzeluen Staats⸗ 
angehörigen ſelbſt zu richten verpflichtet find. Warum ſollten alſo nicht 
welligſtens Streitigketten der Staatszaugehörigen mit den der verord⸗ 
nenden Regterung untergeordneten Behorden über die Anwen⸗ 
dung eiuer Verordnung auf ihre dadurch berührten factiſchen Inter⸗ 
eſſen gerade fo zum Austrage vor deu Verwaltungsrichter zu verwer⸗ 
ſen ſein, wie bei beſtrittener Verletzung eines die Verwaltung binden⸗ 
den Geſetes? Wir' geben nun gerne zu, daß in Wirklichkett die Ge⸗ 
ſetzgebung eines einzelnen Staates anordnen kaun, das Verwaltungs⸗ 
gericht habe auch über einen Streit zu urtheilen, der zwiſchen den 
Einzelnen und der Bermaltungabehorbe wegen angeblicher Verletzung 
von Verordnungen beſteht, ſo lange dieſe von der Regierung oder der 
verordnenden Oberbehörde nur noch nicht außer Kraft gefeßt wor⸗ 
den find'). 

Allein wir ſtehen nicht an, eine ſolche geſetzliche Einrichtung ſo⸗ 
wohl nach der Nainr des Verhältniſſes, wie auch nach dem Geifte 


) Nach der badiſchen Berwalhingägerichtäehneichtung ift dies uu ber Sha 


des conſtituttonellen Staatsrechtes für durchaus ungehörig und über⸗ 
dies für die Staatsangehörigen als höchſt läſtig und unzuträglich zu 
bezeichnen. 

Da die Regierung oder die verordnende Behörde an ihre Ver⸗ 

ordnung ſtaatsrechtlich nicht gebunden ift, fo kann daraus ein Einzel⸗ 
ner jener gegenüber jedenfalls kein Recht ableiten; die untere Des 
hörde iſt allerdings an die Verordnung der oberen gebunden, aber 
nur darum, weil ſie die untergeordnete iſt. Aus derſelben Unter 
orduung folgt nun auch unzweifelhaft, daß die untere Behörde jedem 
Befehl der Oberen, die Verordunng in ihrer Anwendung zu mobi 
fteiren oder ganz außer Acht zu laſſen, Folge feiften muß; ja noch 
weiter, daß jede Abweichung von der Verordnung, welche die untere 
Behörde bei einem einzelnen Falle aus dringenden Grunden auf eige⸗ 
neu Ankrieb etwa eintreten läßt, ſchon dadurch ſanirt wird, daß die 
obere Behörde jene Abweichung nachträglich irgendwie billigt oder 
inläßt. 
i Bee ſollte nun bet biefer rechtlichen Beschaffenheit der Verhälk⸗ 
nifſe eine gerichtliche Klage eines Staatgangehörigen gegen die Ver⸗ 
waltungsbehörde wegen einer ihm gegenüber begangenen Ver⸗ 
letzung einer Verordnung ſtaatsrechtkich begründet und durchgeführt 
werden konnen. Könnte nicht überhaupt jedes auf deu Grund einer 
Verordnung ergehende verwaltungsgerichtliche Urthell, welches der Ant 
ſchauung der Regierung nicht eufſpricht, ſofort daducch jlluſoriſch ge⸗ 
macht werdeu, daß dieſe die angefochtene Verwaltungshandlung der 
verklagten Behörde einfach genehmigt? 

Aber auch abgeſehen hievon wäre eine ſolche Einrichtung nicht 
angemeſſen. Die Regierung eines conſtituttonellen Staates tft biefem 
getenüber ſtets rechtlich verpflichtet, gut zu verwalten. Ihre Ver⸗ 
ordnungen, ein ganz weſentlicher Thell ihrer Verwaltung, follen da⸗ 
her jo beſchaffen und wirkſam fein, daß ſie den Intereſſen und 
Zwecken des Staates wenigſtens nicht zuwider find. Andernfalls 
würde ſich die Regierung der conſtitutionellen Verantworkung ausge⸗ 
ſetzt ſehen, welche fie nakürlich auch für die ihr untergeordneten Or⸗ 
gane der geſammten Verwaltung mit zu übernehmen hat. Es geht 
daher nicht an, daß im Staate eine Verordnung gleich einer über 
der Verwaltung ſtehenden Norm, d. i. wie ein Geſetz behandelt 
werde; denn wenn dieſes ſelbſtverſtändllch chen an ſich, um feinen 
höchſten Staatsautorität willen auf abſolute Beachtung Anſpruch mas 
chen muß, ſo dürfte wegen einer Verordnung als ſolcher auch nicht 
dag kleinſte Staatsintereſſe zum Opfer gebracht werden. 

Bei jedem Streite, den der Einzelne gegen die Verwaltungs⸗ 
behörde wegen Auwendung einer Verordnung erhebt, handelt es ſich 
daher im Grund nicht darum, ob dieſelbe verletzt ſei — und auch 
biefür käme ſicherlich der Verwaltung als Auslegerin ihres eigenen 
Willeng die meiſte Authenttcität zu — fondern ob die Verordnung in 
ihrer von dem Einzelnen angesprochenen Anwendung dem Staaks⸗ 
iutereſſe zuſage oder nicht. Dieſe Frage iſt aber weder eine Frage 
des poſitſven Rechtes, noch eine ſolche Thatfrage, die etwa ein ſub⸗ 
jectives Recht des Einzelnen gegen die Verwaltung bedingen könnte, 
folglich überall kein Gegenſtand richterlichen Erkenntniſſes. 
Würde ein Richter mit eiuer ſolchen Freiheit in Behandlung einer 
Verordnung als Norm feiner Eutſcheidung ausgeſtattel, fo würde er 
aufhören zu judreiren und ſelbſt verwalten. 

Zwar ſoll nach einer vielfach verbreiteten Meinung die Errich⸗ 
tung beſonderer Verwaltungsgerich te gerade in dem Um⸗ 
ſtande begründet fein, daß für die Entſcheidung eines Verwaltungs⸗ 
rechtsſtreites nicht ſchlechthin die pofitiven Rechtsnormen, fondern je 
nach Exmeſſen des Richters auch außerhalb derſelben liegende Rück⸗ 
ſichten bes öffentlichen Wohles und der Zweckmäßigkeit maßgebend fein 
muſſen. Allein es ft dies einer der vielen Ierthümer, an welchen 
überhaupt die Verwalkungspflege dermalen fo ſehr darniederliegt. Dad 
Ziel aller ſtaatlichen Rechtspflege kann vernünftiger Weiſe nur 
darin befteben, ohne jede andere Rückſicht rein mir um bed inneren 
Werlhes der beſtehenden Rechtsordnung ſelbſt willen feſtzuſtellen, ob 
und in wie weit eine eiuzelne Handlung einer Norm derſelben wider⸗ 
ſtreitet und wie und wodurch dieſer Widerſtreit eben hiernach wieder 
ausgeglichen wird. Jedes hierbei unterlaufende fremde Motiv müßte 
nothweubig das beſleßende Recht ſelbſt in Gefahr bringen, das ja 
eben durch die Rechtspflege in feiner unbedingt gleichen Herrschaft für 
Alle aufrecht erhalten werden ſoll. 

Zu diefem Ziele num kann nur ein Weg führen, der Weg des 
beſtimmenden Denkens: die beſtehende Rechtsnorm muß aus ſich 
ſelbſt nach Sinn und Umfang ergründet, die der einzelnen Hand⸗ 


I 
lung innewohnende beſondere Beſchaffenheit i ihrem Widerſpruch oder 
Einklang mit der Rechisnorm feſtgeſtellt, das Urtheil als eine reine 
Conſequenz der Rechtsnorm gefüllt werden. Hierin kann und darf 
kein fremdes Motto, kein äußeres Machtgebot einwrrkeu, ſon⸗ 
dern nur das mit Allgemeinheit und tumerer Nothwendigkeit wirkende 
Geſetz des Denkens. Zwar kann nicht vermieden werden, dem perſön⸗ 
lichen Ermeſſen des Richters für die Feſtſtellung der Thatſragen 
Raum zu geben, bezüglich der Rechtsnorm ſelbſt aber kaun von 
einem ſolchen überall keine Rede fein. Dieſes Verfahren muß für 
jeden Richter beſtimmend fein, mag er nun über einen Rechtsſtrett zu 
urtheilen haben, den der Einzelne mit einem anderen Einzelnen hat, 
oder über einen ſolchen, den der Einzelne mit der Verwaltung führt, 
weil dieſe ihn ungebührlich beherrſchen will. 

Wir wenigſtens ſind außer Stand, zwiſchen der Thätigkeit eines 
bürgerlichen Richters und bevjeitgen eines Verwaltungsrichters einen 
ſpeeifiſchen Unterſchied zu finden. 

Zu all dem kommt aber weiter noch in Betracht, daß eine Ein⸗ 
richtung, wornach das Verwaltungsgericht auch über ſtreitige Verord⸗ 
nungsverletzungen zu urtheilen hätte, für die Staatsangehörſgen felbft 
durchaus keine Wohlthat wäre. Das Feld, auf welchem die Regierung 
und deren Organe innerhalb des Geſees nach ihrem Exmeſfen den 
Staatsaugehörtgen allgemein zu befehlen, d. i. zu verordnen berufen 
ſind, iſt nothwendiger Weiſe ein fehr ausgedehntes. Nicht allein die 
Staatsregierung und die einzelnen Minifterien, ſondern faſt jede Ver⸗ 
waltungsbehörde bis zur unterſten herab, kommt in die Lage, für ben 
räumlichen Umfang ihres Amtskreiſes verordnen zu mufſen. Das ganze 
derbe, feſte Gerüſte der Verwaltungs geſetze und die von demſelben 
umiſchirntteu offentlichen Lebensverhältniſſe ſiud daher von Werord⸗ 
nungen wie mit feinen vielverſchlungenen Fäden nehartig umſpon⸗ 
nen. Soll nuu jede leicht mögliche, beſtrittene Verletzung dieſes gro: 
ßen, ausgedehnten, vielfach wechfelnden Geſpinnſtes einem Austrage 
vor Gericht unterzogen werden, fo wäre dies für die Verwaltung 
nicht minder wie für die Staatsangehörigen höchſt läſtig. Die Rechts⸗ 
ege iſt im Gegeuſatze zu der zuſammenhängenden, plauvollen und 
tlich fchaffenden Arbeit der Verwaltung immer uur eine caſuiftiſche 
Thätigkeit. Einzelne und vereinzelte Fälle von Verletzungen der Rechts⸗ 
ordnung ſind es, die den Gegenſtand ihrer Arbeit bilden. Da die 
Rechtsordnung biefenige Ordnung menſchlichen Handelns enthält, welche 
als nothwendige Bediügung des Lebeng und der Entwicklung der Per⸗ 
ſonen vom Staate anerkannt iſt, jede Verletzung derſelben ſomit 
immer auch ein Intereſſe verletzt, welches ſtaallich als weſentliches und 
darum unverletzliches Lebensintereſſe einer Perſon gilt, jo iſt etz volle 
ſtändig gegründet, wenn das Verfahren zur Conſtaktrung und Wieder⸗ 
herſtellung eiuer ſolch behaupteten, aber beſtrittenen Rechtoverletzung 
ein ſehr genaues und umſtändliches iſt. Man denke nur an den 
reichbeſezten Gerichtsapparat mit ſeinem Juſtanzenzuge, ſowie an bie 
ins Kleinſte eingehenden Proreßvorſchriften! So fordert es die innere 
Bedeutung und der hohe Werth des ſtaatlich anerkannten Rechtes der 
Perſönlichkeit. Ein derartiger Austrag eines Streites koſtet ſomit Ar⸗ 
beit, Zeit und Geld. 

Eine Verordnung erzeugt nun im Allgemeinen kein Recht der 
Einzelnen gegenüber der Verwaltung; Verordnungsverletzungen feitens 
der Verwaltung enthalten daher den Einzelnen gegenüber höchſteus 
nur Verletzungen ihrer In tereſſen, jedoch nicht etwa ſtaaflich an⸗ 
erkannter, wie bei einem Rechte, ſondern ſubjectiv vermeintlicher. Will 
man auch ſolcher Querelen wegen die Gerichte in Thätigkeit fepen, fo 
tritt der zu ihrer Erledigung nöthige Aufwand an Arbeit, Zeit und 
Geld gauz und gar außer Verhältniß zu der inneren Bedeutung und 
dem Werkhe des Streiteß. Die Würde dez Gerichtes und das wirth⸗ 
schaftliche Jntereſſe des Einzelnen würde darunter zugleich Noth lei⸗ 
den. Für den Austrag folder angeblicher Intereſſenverleßungen gibt 
es nur einen naturgemäßen Weg, den Weg der einfachen Beſchwerde 
bei der vorgeſetzten Verwaltungsbehörde, alfo innerhalb 
des Verwaltungsorganismus ſelbſt, da der Streit kein Berwaltungs⸗ 
rechts ſtreit, ſondern nur ein Verwaltungsſtreit iſt. 

Nach alledem dürfte unn der Beweis erbracht fein, daß zwar 
daß Gefep, nicht aber auch die Verordnung eine für die Ver⸗ 
waltung rechtsverbindliche Norm iſt. — Noch erübrigt aber eine dritte 
und letzte Form von Vorſchriften, deren rechtsverbindliche Kraft für einen 
großen Theil der Verwaltung nicht in Abrede geſtellt werden kann: 
die Beſchlüſſe der Selbſtverwaltungskörper 

Nach dem Charakter des deutſchen Staatsweſeus foll nicht die 
geſammte öffentliche Verwaltung im Staate durch unmittelbar von 


der Regierung beſtellte Organe (Staatsbeamte) ausgeübt und ge⸗ 
pflegt werden. Vielmehr ſollen infoweit es ſich um die vorzugsweiſe 
localen Beziehungen der öffentlichen Verwaltung handelt, die in der 
Oertlichkeit ſelbſt heimiſchen Staatsbürger in ihrer Geſammtheit, und 
zwar kraft unmittelbaren Staatswillens, zur Bethätigung der einſchla⸗ 
genden Staatsgeſetze, d. t. zur örtlichen Selbſtverwaltung berufen ſein. 
Zu dieſen Gemeinſchaften gehören die Bezirke, Orts⸗ Schul- und 
Kirchengemeinden. 

Um einer ſolchen Aufgabe zu genügen, iſt denſelben die f. g. 

juriſtiſche Perſönlichkeit gleich dem Staate unentbehrlich. Sie müſſen 
in der Lage ſein, einheitlich wollen und handeln zu können. 
Zu beiden werden ſie durch die Gemeindeperfaſfung befähigt, 
die ihnen der Staat kraft Geſetzes eutweder ſelbſt gibt oder beſtätigr. 
In der Regel beſagt hiernach der Wille der Mehrheit aller Mitglie⸗ 
der, was als Wille der Gemeiuſchaft felbſt zu gelten hat; die von 
derſelben gewählten Perwaltungsorgane aber haben ſodaun Na⸗ 
mens der Gemeinſchaft und für dieſe zu thun, was entweder das 
Staatsgeſetz der Gemeinde unmiltelbar ſelbſt oder dieſe nach eigener 
freier Willensbeſtimmung innerhalb der geſetzlichen Schranken vor⸗ 
ſchreibl. Die von der Staatsverwaltung verſaſſungsmäßig zu übende 
Sta atsaufſicht über die Selbſtverwaltung ſoll dafür Sorge tra⸗ 
gen, daß die nöthige Harmonie dieſer mit jener nicht Noth leide. Man 
steht, es wiederholt ſich hier einfach im kleinen Körper, was wir im 
großen Staatskörper die Geſetzgebung und Verwalkung nen⸗ 
nen, nur modilicirt durch den Umſtand, daß die Gemeinde ſelbſt wie⸗ 
der ein untergeordnete Glied eine höheren Ganzen iſt. Auch hier 
tft die Gemeinbeverwaltung nicht identiſch mit der Gemeinde felbft, 
ſondern dieſer und dem Geſetze unterworfen. Hieraus erhellt unn, daß 
die Verwaltungsorgane der Selbſtverwaltungskörper (die Bezirks⸗ 
ausſchüſſe, Gemeinderäthe, Schulrälhe, Kirchengemeinderäthe) in ber 
Belhätigung und Beſorgung der Gemeinſchaftsangelegenheiten — ab⸗ 
geſehen von den Verordnungen der Staatsverwaltungsbehorden, die 
hier nicht weiter in Frage kommen, — wie an die ſtaatlichen Gefepe, 
ſo in ganz gleicher Weiße an die verfaſſungsmäßigen Beſchlüſſe 
des Verwaltungskör pers ſelbſt gebunden find. 
Auch dieſe enthalten demnach für die Handlungsweise der Ges 
meindeverwaltung eine rechtzverbindliche Norm und zwar nicht nur 
gegenüber der Gemeinde ſelbſt, ſondern auch gegenüber den zur Ge⸗ 
meinde gehörigen Einzelnen, inſowelt dieſelbeu bet deren Beachtung 
durch die Gemeindeverwaltung perſönlich iniereffirt gelten. Sie find 
daher gleichfalls vollkommen vereigenſchaftet, für die b einen 
Rechtskitel gegen die Gemeindeverwaftung abzugeben. Z. B. wenn elne 
Ortsgemeinde über Vertheilung von Allmenden unter die Bürger be⸗ 
ſchlofſen hat und der Gemeinderath einem Bürger gegenüber dieſem 
Beſchluſſe zuwiderhandelte. Iſt dies der Fall, ſo dürfte es auch be⸗ 
gründet fein, derartige Verwalkungsrechtsſtreitigletten der Einzelnen 
mit den Organen der Gemeindeverwaltung zum Austrage vor das 
Verwaltungsgericht zu verweiſen. Denn, wenn auch richtig iſt, daß 
die Gemeindeverſammlung über ihrem Beſchluſſe ſtebt und dieſen 
zurücknehmen kann, wie der Staat bezüglich ſeines Geſetzes, ſo wäre 
es doch ſchlechthin unausführbar, für Streitigkeiten über die rechtli⸗ 
chen Folgen des Gemeindebeſchluſſes während feines Beſtehend die 
Gemeindeverſammlung ſelbſt als Richterin beſtellen zu wollen, wäh⸗ 
vr diefe Streitigkeiten jedenfalls einer rechtlichen Erledigung be⸗ 
ürfen. 

Wir können hienach das Ergebuiß unſerer Erörterungen in fol⸗ 
genden Sätzen zuſammenfaſſen: 

Im conſtilutionellen Staate kann nur daß Geſetz dem Einzel⸗ 
nen (phyfiſche oder juriſtiſche Perfon) einen Rechtstttel zu einer ver⸗ 
waltungsgerichtlichen Klage gegen die Organe der Staat: und Selbſt⸗ 
verwaltung abgeben; doch kann bezüglich der Klagen gegen Letztere 
auch der verfaſſungsmäßige Beſchluß eines Selbſtverwaltungskörpers 
ſelbſt als Rechtstitel gelten; eine einſeitige Verordnung der 
Verwaltungsbehörden aber tft hiezu nicht vereigenfchaftet! Strettig⸗ 
keiten über Verordnungsverletzungen müſſen innerhalb der Ver⸗ 
waltung felbft im Wege der Beſchwerde bei der nächſt vorgeſetten 
Verwaltungsbehörde erledigt werden.“ 


= 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage des Thatbeſtandes der eigenmächtigen Selbſthilfe. 


Vinzenz ©. ſchickte zu Wilhelm T. mit der Bitte, daß ihm bier 
fer feinen Pelz leihe. Dieſen Pelz hatte T. ſchon früher fur eine For⸗ 
derung an Arbeitslohn dem Gaudenz K. ins Eigenthum überlaſſen. 
Nunmehr lieh K. dem S. den Pelz und wollte denſelben ach drei 
Tagen zurückerhalten, was S. aus dem Grunde verweigerte, weil T. 
ihm Geld ſchuldig ſei. 

Ueber Klage des K. wurde vom Bezirkshaupfmanne in B. eine Straf⸗ 
verhandlung gegen ©. durchgeführt, durch welche der erwähnte Sachverhalt 
ſichergeſtellt wurde und wobei ©. noch einwendete, daß der Pelz gar nicht dem 
Kläger K, fondern noch immer dem T. gehöre. S. wurde auf Grund 
des 8 19 des a. b. G. B. und der Miniſterjalverordnung vom 
30. September 1857 als ſchuldig der eigenmächtigen Pfändung er⸗ 
kannt und verurtheilt, eine Geldſtrafe von 2 fl. zu zablen und den 
Pelz dem K. zurückzuſtellen. 
at au Entſcheidung wurde in zweiter Inſtanz vollinhaltlich be⸗ 

tigt. 

Im Miniſterialrecurſe wied S. vorzugsweiſe auf den Umſtand 
hin, daß die ganze Angelegenheit vor den Ewleicher gehöre. 

Das Miniſterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 24. Dec. 
1870, 3. 18455 dem Recurſe dez S. unter Behebung der Straf⸗ 
erkenntniſſe der erſten und zweiten Inſtanz Folge gegeben, aus folgen⸗ 
den Motiven: 

„In dem vorliegenden Falle ist von einer Bedrohung der öffent⸗ 
lichen Ordnung und von einer Selbſthilfe keine Rede. S. weigert ſich, 
dem K. einen Pelz, den ihm dieſer freiwillig lieh, zurückzuſtellen, weil 
er behauptet, daß dieſer Pelz nicht dem K. ſondern dem T. gehöre, 
und daß 7 ihm (S.) 50 fl. ſchuldig ſei. Alle ſich an dieſen That⸗ 
beſtand kuüpfenden Fragen künnen nur im civilgerichtlichen Wege ent⸗ 
ſchieden werden. Für die politiſche Behörde lag nicht der mindeſte 
Anlaß zu einem Einſchreiten vor. Unter diefen Umſtänden mußten die 
Erkeuntniffe der erſten und zweiten Inſtanz wegen Mangel des That: 
beſtandes einer im politiſchen Wege ſtrafharen Handlung und der in 
dieſem Mangel liegenden Ineompeteuz der politlſchen Behörden behoben 
werden und muß K. mit feinen Anſprüchen gegen S. wegen Zurückſtellung 
des dieſent geliehenen Pelzes auf den Rechtsweg gewieſen werden.“ rb. 


Der Gemeindevorſteher, der die 0 

meindewalde unter Außerachtla ermittlung eines 5 

nungsiveges ($ n Alin. 2 Forſt⸗Geſ.) auorpnet, erſcheint im 

Falle einer lebertretung nach 9 00 des Forſt⸗Geſ. als Forſt⸗ 
frevler. 


gun, 


von Holz aus bei 
der 


Die Gemeinde W. ließ im Jahre 1869 in ihrem Walde 150 
Klafter Holz fällen und übergab die Fällung und Bringung dieſes 
Holzes dem Andreaß R. welcher die betreffende Arbeit wieder dem 
Johann St. überließ. Ueber Anfrage des R. und St, auf welchem 
Wege das Holz zu bringen wäre, antwortete ihnen der Gemeinde⸗ 
el fie ſollten die Lieferung dort vornehmen, wo es am wenig: 
ſten ſchädlich iſt. 

Der Gemeindevorſteher aber war ſchon früher von dem Wald⸗ 
auffeher darauf aufmerkſam gemacht worden, daß, fa das Holz durch 
den Reichsforſt gebracht würde, die Erlaubniß des k. k. Förſters ein⸗ 
geholt werden müßte. Eine folche Erlaubniß wurde jedoch uicht ein 
geholt, und als die Arbeiter die Triftung durch den ärariſchen Forſt 
in Ausübung bringen wollten, wurde ihnen dieſes von dem Waldauf⸗ 
ſeher unterſagt. Nachdem mın auch von dem Waldanſſeher über Auf⸗ 
trag des Förſters dem Gemeindevorſteher bedeutet worden war, daß, 
ohne Bewilligung nicht getriftet werden dürfe, bemerkte thm der Ge⸗ 
meindevorſteher, er habe befohlen, daß das Holz auf dieſem Wege 
5 werden müſſe und laſſe ſich darin auch von Niemanden irre 
machen. 

Das Holz wurde nun denn auch durch den Reichsforſt gebracht, 
zum großen Nachtheile an dem dortigen Jungholzbeſtand wurde auf 
einer Fläche von 80 Quadratklaftern das darauf geſtandene 30 jährige 
Jungholz weggehauen, und weiters auf einer Fläche von 330 Qug⸗ 
dratklaftern der dort geweſene junge Holzanflug durch das Pol gabe 
tiefen gänzlich zerſtört. 

Der Gemeindevorſteher wurde demnach in erſter Inſtanz einen 


Forſtfrevels nach § 17 ſchuldig erkaunt und nach § 62 zu einer 
Geldstrafe von 15 fl., Tragung der Koſten der Strafverhandlung 
und zum Erſatze des Schadens pr. 25 fl. 63 kr. an das Aerar 
verurtheilt. 

Die Statthalteret beſtätigte dieſes Erkenntniß. 

Im Miniſterialrecurſe behauptet A., daß nach der angewendeten 
Beſtimmung des § 17 des Porfigefehed ncht er, ſondern die Holz⸗ 
lieferauten hätten geſtraft werden ſollen 

Das Miniſterium des Innern wies unterm 7. September 1870, 
3. 10460 den Recurs des Simon A. (auf Grund der Miniſt⸗Ver⸗ 
ordnung vom 31. Jauner 1860, R. G. Bl. Nr. 31 als unſtatthaft) 
zurück, ſetzte aber im Gnadenwege die Geldſtrafe von 15 fl. auf 5 fl. 
herab, mit Rückſicht auf die obwaltenden mildernden Umſtäude, in⸗ 
dem es weiter bemerkte, „daß Simon A. nicht wegen Uebertretung 
ded $ 17 des Forſtgeſetzes, ſondern nach 8 60, Abſag 4 und 7 hätte 
geftraft werden ſollen; denn der § 17 behaudelt die Bringung der 
Forſtproducte aus den mit Einforſtungen belasteten Mäldern. Diefer 
Fall trifft aber hier nicht zu. Der Gemeindevorſteher hätte ſich wegen 
Bringung des Holzetz aug dem Gemeindewalde über fremden Grund 
und Boden nach § 24 au den Eigenkhümer dieſes Grundes und Bo⸗ 
deutz, refp. an den k. k. Förſter, eventuell an den Bezirkshauptmann 
wenden ſollen. Da er dieſes unterlaſſen hat, muß die erfolgte Bil⸗ 
dung eines neuen Weges zur Holzbringung, die hiebei ſtattgehabte Be⸗ 
ſchäbigung junger Bäume und die durch die Wetterbeförderung des 
Holzes veraulaßten Beſchädigungen, insbefondere junger Pflanzen, alt 
Uebectretung nach § 60 angeſehen werden, welche lediglich dem 
kurrenten inputirt werden kann, da es ſelne Aufgabe war, dle Zuwei⸗ 
ſung eines Bringungzweges nach den Beſtimmungen des $ 24 des 
Forſtgeſetzes zu erwirken.“ Sp. 


kleber die Iuläfigkeit paltzellicher Ausweilung von Ausländern 
nus den öſterreichtſchen Staaten. 


Bei Gelegenheit der jüngft vont Statthalter in Steſermark auf Grund bed 
9 20 der Verordnung vom g. Mal 1869, . G. Bl. Nr. 82 verfügten Augweilſung bed 
ausländiſchen Journaliſten R. Z. aus den djterr, Staaten wurde bei Beſprechung 
diefer Augelegenhekt iu den Blältern der weifel aufgeworfen, ob eine ſolche Augwel⸗ 
ſung Bet bein dermallcen Stande der ſlerr. Geſehgehmig anch geſetzlich begrümbel fer. 
Es wurde nämlich einerſeits behanptel, daß die Beftunmung des $ 20 ber Verordnung 
vom 8. Mat 1858 dutch bie Beſthunmungen der Lerorduung vom 15. Februar 1867, 
womit neue Beſtimmungen über die paßpolizeiliche Behandlung der Ausländer er⸗ 
laſfen wurden, aufgehoben worden fei, Berner wurde hervorgehoben, daß, wenn ſelbſt 
behauptet werden wollte, die Beſtimmung bed $ 20 der Verordnung vom g. Mat 1858 
beſtehe lrotz der Verordnung voin 15. Februar 1887 noch aufrecht, der Auswelſunge⸗ 
beſtimmung bei gedachten 9 20 jedenfolls durch $ 6, Almen 2 des Geſezes zum 
Schutze der perſönlichen Freiheſt vom 27. Detober 1862 derogltt worden fet, Dieſer 
$ 5 beſtimme nämlich, daß „Niemand außer den durch das Geſetz beſtimmten Fällen 

., ausgewirſen werben koune.“ Nun baſire die Audwehungämafregel nur anf 
Grund einer Verordnung und nicht eines Geſetzes, und ſtehe dehhalb mit dem 
Geſete über die perſönliche Freiheit im Widerſpruche. 

Es scheint bafer zweckmäßig, auläßlich dieſer Arguntentatlonen den geſeßllchen 
Stanb der Frage in Kurzem darzulegen. 

Die Verorduung vom 3. Mal 1853 enthält rein paßpolſzeilſche und andere alle 
gemeine Beſtimmungen über die Behandlung von Fremden. Nochdem im $ 19 biefer 
Verordnung angeordnet wird, unter welchen Umſtänden Ausländern aus paßpoli⸗ 
zeil ichen Gründen (wegen Mangel eines ordnungsmäßigen Paſfes, wegen Mangel 
on Subſiſtenzuillteln ze) der weitere Aufenthalt in Oeſterreich verweigert werben kann, 
würd in $ 20 folgende allgemeine Anordnung rückſichtlich des Aufenthaltes der 
Fremden gegeben: „Stellt fich der Anfemthalt eines Ausländers in Oeſterreich aus 
Rückfichten der öffentlichen Orbnung ober Sicherheit als unzuläſſig 
bar, fa kann derselbe, ſelöſt wenn dadurch auch fein ſtraſgerichtliches Verfahren gegen 
ihn begründet wird, ohne weiters außer Landes geſchafft werben.“ Diefe Beſtinmung 
iſt keine paßpoltzellſche, denn fie ſieht von den paßpolizellichen Bedingungen dez 
Aufenthaltes eine? Fremden ganz ab. 

Durch die auf Grundlage der Fall, Verordnung vom 9. Februar 1857, 
N. G. Bl. Nr. 31 erlaſſene Verordnung vom 15. Februar 1857, R. G. Bl. Nr. 32 
wnrde die Verorbmmg dom 3 Mat 1853 in Rückſicht auf die pappoligeilice Behanb- 
lung der Ausländer weſenklich aßgeänderk. Die Verordnung vom 15 Februar 1857 
enthält jedoch nur Beſtiumungen über die pappolizeiliche Behandlung und kelnerlel 
andere Befliermungen Aber die fonftige Bebondlung von Ausländer, inſoferne eine 


20 — 
solche aus Ruckſichten der üffenllichen Orbnung oder Sicherheit überhaupt geboten 
erſcheint, und es heißt daher auch in der Oerogirungöelauſel diefer Verorduung, im 
9 25 decſelken, folgerichtig nur; „Alle Abrigen paß polizeilichen Bestimmungen. 
insofern fie mit den gehenwätkigen Borſchriften nicht im Einklange ſtehen, find... . . 
als aufgehoben auzuſehen.“ 

Daher iſt es klar, daß der $ 20 der Berorbunng vom 3. Mal 1858, welcher 
keine paßpoltzeiliche Beſtimmung enthält, durch die Verordnung vom 15. Februar 
1857 in keiner Weife berührt worden iſt und alſo noch in voller Wirkſalnkelt aufrecht 
beſtehl. 

Andererſeils iſt die Wirkſamkekt des $ 20 der Berodnung vom 3. Mar 1858 
auch durch das Gefaß zum Schütze der perfönlichen Freifeit vom 27. October 1862, 
N. G. Bl. Nr. 37 in keiner Welfe alteritk werden, Weun lehteres, allerbinge in 
gleicher Weife für In- und Ausländer anzuwendende )) Geſet im $ 5 
Alinea 2 fagt, daß Nlemand außer in den bucd) has Geſez bezeichneten Fällen aus. 
gewieſen werben kann, ſo läßt es damit eben alle jene geſezlichen Bestimmungen aufs 
recht beſtehen, nach welchen Altzwelſungen vorgenommen werden können. 

Der Elnwond nun, daß die Beftimmung des H 20 der Vetorbmuumg v. 3, Mai 
1659 keine gefepliche Veſtimmung im Sinne des Geſezes vom 27 Det, 1862 fei, 
well fie in der Verordnung vom 8. Mal 1868 entfalten ist, und daß fie deßhalb 
nicht die in $ 5 Al. 2 des Geſeßes zum Schutzeder persönlichen Freiheit „ür gefehfidje 
Wälle“ begründete Ausnahme für ſich in Anſpruch nehmen könne, baher gegentiber bielem 
Geſeße hinfällig geworbeit fei, — boſirt auf einer iniſtiſch nicht ſtichhältigen Vor. 
ausſetung. 

Dad Geſet hum Schutze der perfönftchen Breifeit hal mit dem Ausbrude: „außer 
ben durch ein Gefep begründeten Fällen“ allerdings bas Gere hh inı ftricteſten Sinne 
um Gegenſoße zur Verordnung, zur Verfügung, zur Ordonnanz betont wiſſen wollen. 
In anderem Falle hätte auch der Schutz der perſönllchen Freiheit, ben man gorantlren 
wollte, keine Bebauung. Aber dieſe ſtrenge und berechtigte Unterſcheidung zwischen 
Geſeß und Verordnung kounle ſich naturgemäß nur anf jene Zeit der Geſeßgebung 
begehen, in welcher eln ſolcher Unterſchled auch wirklich und thatſächlich beſteht, namlich 
auf die Zeit der conftitwtionellen Geſeßgebung. In dem abfolulen Staale, ans welchen 
noch bie Verordnung v. 3. Diat 1858 ftanmit, gibt es Jedoch delnen reellen Unterſchied 
zwiſchen Gefep und Verordnung. Alle allgemeinen und gehörig publſefrten Anordnungen 
der Einen öffentlichen Gewalt, ſie mögen in. welcher Form immer, als Patent oder als 
Verorbnung exlaffen werben, ſünd ihrer Weſenheit nach Geſetz, d. h. fie ha» 
ben abſolute Geltung. Eine beſtehende geſehlſche Beftimmung kann aber weder 
ih res Charaklers noch ihres Inhaltes in onderer Welſe entlleidet werden, als 
durch die Geſeßgebung. 

IJnſoferne nun die Beſtimmung des 9 20 ber Verordg. v. 9. Mal 1853 durch 
bie ſpätere Gefepgebung noch micht aufgehoben worben ift, befteht fe und zwar im 
Sinne ber hente anwendbaren Terminologie nicht als Verordnung, fonbern als Geſetz 
aufrecht und bildet in biefer Weiſe ben, wenngleich dürftigen, Inhalt unſetes Fremden 
geſete. 


in 
) Denn alle Geſeze gelten in gleicher Weſſe für In- und Ausländer, Inforseit 
nicht für lehtere durch andere Geſtze wieder beſondere Ausnahmen ſtafnirk werden. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem erſten Adjuncten bes Punbwream im Handelomt⸗ 
nifterhem Alerander Maper, dann dem niekerbſterr, Poftenſfeverwolter Adolph 
Koch Edlen v. Tangentreu tarfıei den Titel und Charakler eines Poftrathes 
verklehen. 

N Se. Majeftät haben Bam See der Generntbtrectton der öſterreichtſchen 
Eiſenbahnen Ferbinand Hoffmann bei feiner Berſehung in den bleibenden Ruhe 
ſtand den Orden der eifernen Krone III. Cl. tarfrei verlfehen. 

Der Diiniiter bes Innern hat den Bezickehauptmann II. Gt. Benebict H a ß 
linger v. Haſſingen zum Bezirkshauptntgan L El. und den Bezirfacommiſſür 
Joſeph Pfufler ſchmip u. Wal lena u zum Bezirkohauptmann II. El. in Nieder⸗ 
öſtertelch ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Stalthalterelſecretür Eugen Ritter von 
La che wat zum Bezietöhmipknann II. El ecnannt, 

Der Aderbauminifter hat den Ehriſtian Lippert, fürſtl. hohenzollerſchen 
Forſtverwalte zu Eiſenſtein in Böhmen, zum Forſtinſpector bel der k. k. Landesregle⸗ 
zung in Salzünng ertannt. 

Der Stnanzminifter hat dem Finauz-Procuralursadjuncten in Graz, Dr. Phi⸗ 
fipy Wohl eine proviſortſche luanzralhſtelle bel der u. v. Binangprocurahur ber. 
liehen. 


Erledigungen. 


Bonprakticantenftelle in Mähren mit 400 fl. Adlutunt jährl. bis Ende Febr. 
Amtszl Nr. 26.) 

Berflinfpertorgftelle für: bie Buco ina mit 1200 fl. Suhcesgehalt, Dutnquenmals 
zulage von 100 fl. bis zunt iaelmalgehalt von 1800 fl uud einem Relſepauſchale 
bon 800 fl. jährlich, bis Eade Februar, (Antsbt. Ir. 27) 


Druck der T. Wiener Zeitung. 


Für den Druck veran wortlich ©. Piſtori. 


